Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksadie 2593 


Antrag 

der Abgeordneten Müller-Hermann, Raestrup 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Das Beförderungsteuergesetz in der Fassung 
vom 13. Juni 1955 — BefStG 1955 — (Bun- 
desgesetzbl. I S. 366) wird wie folgt geändert: 


In § 11 erhält Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b 
folgende Fassung: 

„b) in allen anderen Fällen 

3 Pfennig je Tonnenkilometer.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 3. Juli 1956 


Müller-Hermann 

Raestrup 

Dr. Bergmeyer 

Blocker 

Bock 

Brese 

Frau Dr. Brökelsdien 


Brookmann (Kiel) 

Diedrichsen 

Engelbrecht-Greve 

Friese 

Giencke 

Glüsing 

Dr. Siemer 

Stücklen 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Begründung 


Bei Verabschiedung des Verkehrsfinanz- 
gesetzes 1955 — Drucksache 573, 1252 — 
wurde die Beförderungsteuer für den Werk- 
fernverkehr auf 3 Pfennig je t/km festgelegt 
mit der Maßgabe, daß in Intervallen von 
IV 2 Jahren eine Anhebung der Beförderung- 
steuer auf 4 bzw. 5 Pfennig vorgenommen 
werden soll. Dies stellte einen Kompromiß 
dar zwischen dem Verkehrsfinanzgesetzent- 
wurf der Bundesregierung, der 5 Pfennig je 
t/km vorsah, und dem Verkehrsfinanzgesetz- 
entwurf der Abgeordneten Müller-Hermann 
und Genossen, der 2,5 Pfennig je t/km vor- 
sah. Bei Verabschiedung des Verkehrsfinanz- 
gesetzes durch den Bundestag wollte der Ge- 
setzgeber sichergestellt wissen, daß die ver- 
kehrspolitischen Folgen aus der Anhebung 
der Beförderungsteuer für den Werkfernver- 
kehr bis zu der vorgesehenen automatisdien 
weiteren Anhebung der Steuer durch ein- 


gehende Untersuchungen geklärt würden. 
Diese Untersuchungen sind jedoch bisher in 
keiner Weise abgeschlossen. Es hat sich bereits 
herausgestellt, daß der volkswirtschaftlich 
notwendige Fernverkehr durch einen Beför- 
derungsteuersatz von 3 Pfennig je t/km 
außerordentlich stark getroffen wird, wäh- 
rend der sogenannte unechte Werkverkehr 
verhältnismäßig unberührt geblieben ist. Der 
unechte Werkverkehr wird daher durch be- 
sonders gezielte Maßnahmen eingeschränkt 
werden müssen. Mit Rücksicht auf die ver- 
kehrspolitisch bisher nicht geklärten Folgen 
aus der Anhebung der Beförderungsteuer für 
den Werkfernverkehr muß auf jeden Fall die 
im Verkehrsfinanzgesetz 1955 vom 6. April 

1955 (BGBl. I S. 166) für den 1. Oktober 

1956 vorgesehene automatische Anhebung 
der Beförderungsteuer ausgesetzt werden. 
Diesem Zweck dient der vorstehende Gesetz- 
entwurf. 


2 



